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Bis spätestens Mitte 2013 müssen 
sich die Mitgliedstaaten der eu-
ropäischen union (eu) auf einen 
neuen Mehrjährigen finanzrahmen 
(Mfr) für den Zeitraum 2014 bis 
2020 einigen. wie bei den vorheri-
gen Verhandlungen geht es hierbei 
um Milliardenbeträge und um die 
aushandlung der frage, welches 
Politikfeld mit welchen summen 
finanziell ausgestattet wird. Mit 
Blick auf die andauernde finanzkri-
se einiger eu-Mitgliedstaaten stellt 
diese aufteilung ein „kniffliges 
spiel“ dar: einerseits geht es um die 
umsetzung der wachstumsprämis-
se und um den eu-weiten solida-
ritätsgedanken, andererseits um 
das mögliche festhalten an traditi-
onellen ausgabenstarken Politiken 
wie die Gemeinsame agrarpolitik 
(GaP). Der aufsatz beleuchtet aus 
politikwissenschaftlicher sicht die 
reichweite einer finanzaufteilung, 
die einer innovativen und wachs-
tumsfördernden sowie einer solida-
rischen logik folgt. 
Exemplarisch beleuchtet wer-den der zweitgrößte Finanz-posten, die EU-Strukturpolitik, 
die ländliche Entwicklung als Teil der 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) 
sowie die Energie- und die Erweite-
rungspolitik. Dabei wird die deut-
sche Perspektive inklusive der Betei-
ligungsmöglichkeiten der deutschen 
Bundesländer dargestellt.  
eu-kohäsionspolitik: instrument 
für wachstumsförderung oder 
finanzausgleich?
Die Europäische Kommission hat 
Mitte 2011 Vorschläge für den Mehr-
jährigen Finanzrahmen (MFR), 
unter dem Titel „Ein Haushalt für 
Europa 2020“ mit einem Gesamt-
ausgabenvolumen von rund 1.000 
Mrd. Euro vorgelegt. Seitdem wird 
bei ausgabenträchtigen Haushaltsru-
briken wie der EU-Kohäsionspolitik, 
für die ein Betrag von knapp 380 
Mrd. Euro vorgesehen ist, über die 
räumliche Aufteilung und die inhalt-
liche Schwerpunktsetzung auf Ebe-
ne der Mitgliedstaaten, der Regio-
nen und im Europäischen Parlament 
(EP) diskutiert. Seit dem Vertrag 
von Lissabon 2009 hat das Europäi-
sche Parlament einen Machtzuwachs 
erfahren: Während der MFR ein-
stimmig im Rat unter Zustimmung 
der Mehrheit der EU-Abgeordneten 
verabschiedet werden muss, gilt für 
die Verabschiedung der allgemeinen 
Bestimmungen zur Kohäsionspolitik 
nunmehr das ordentliche Gesetz-
gebungsverfahren. Somit gilt das EP 
neben dem Rat als gleichberechtigtes 
Organ der Entscheidungsfindung. Für 
die beteiligten Institutionen gilt es, 
diese Neuausrichtung der Machtver-
hältnisse zu berücksichtigen.
Die EU-Kohäsionspolitik ist ein Po-
litikfeld, mit dem als Ausdruck der 
Solidarität zwischen allen Mitglied-
staaten und Regionen bereits seit 
den 1970er Jahren die Entwicklung 
von sozioökonomisch schwachen Ge-
bieten unterstützt wird. Ziel ist es, 
durch Investitionen in die Infrastruk-
tur und Förderung von Klein- und 
Mittleren Unternehmen (KMU) zur 
wirtschaftlichen und sozialen Kohä-
sion in der gesamten EU beizutragen. 
Aktuell gilt die Kohäsionspolitik als 
Instrument zur Umsetzung der im 
Jahr 2010 verabschiedeten Europa 
2020-Strategie, bei der es um die 
Förderung der Ziele eines intelligen-
ten, nachhaltigen und integrativen 
Wachstums geht (Europäische Kom-
mission 2010). Dazu werden 35,7% 
der EU-Haushaltsmittel für struktur-
politische Maßnahmen im Sinne der 
Wachstums- und Beschäftigungs-
strategie sowie zur Förderung der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
eingesetzt. Rechnet man die Gelder 
der zweiten Säule der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) zur Erhaltung der 
natürlichen Ressourcen hinzu, so 
ergeben sich 40% der Haushaltsmit-
tel, die hier genauer betrachtet wer-
den. 
Die Europaflagge vor der 






Bei den Verhandlungen zu den Finanz-
posten argumentiert Deutschland aus 
Sicht der leistungsfähigeren Mitglied-
staaten, der so genannten Nettozah-
ler: Das bedeutet, dass es im Interesse 
Deutschlands ist, dass das EU-Budget 
nicht expandiert und dass die Gelder 
möglichst effizient eingesetzt wer-
den. Die deutsche Verhandlungspo-
sition resultiert auch aus dem bei der 
innerdeutschen Politik vorhandenen 
Bewusstsein um die Staatsverschul-
dung des Bundes, aber auch der der 
Länder und Kommunen. Ein Beispiel 
belegt diese Problematik: So ist allei-
ne das Bundesland Berlin mit 63 Mrd. 
Euro verschuldet und wird ab Ende 
2019 ohne die zusätzlichen Fördergel-
tabelle: Mehrjähriger finanzrahmen (eu-28), 2014-2020, aus kommission 2012: ein haushalt für europa 2020, s. 16*
*Die Aktualisierung des ursprünglichen Kommissionsentwurfs aus dem Jahr 2011 berücksichtigt den beschlossenen 
Beitritt Kroatiens zum 1. Juli 2013 (in Mio. Euro – zu konstanten Preisen 2011)
Mittel für Verpflichtungen 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 Summe
1. intelligentes und integratives 
 wachstum, davon: soziale, wirt-

















2. nachhaltiges wachstum: natürli-
che ressourcen, davon: Marktbezo-

















3. sicherheit und unionsbürgerschaft 2.620 2.601 2.640 2.679 2.718 2.757 2.794 18.809
4. Globales europa 9.400 9.645 9.845 9.960 10.150 10.380 10.620 70.000


















6. ausgleichszahlungen 27 0 0 0 0 0 0 27






































der aus dem dann auslaufenden Soli-
darpakt Deutsche Einheit und einer 
verfassungsmäßig greifenden Schul-
denbremse vor ganz neuen fiskalpoliti-
schen Herausforderungen stehen. Eu-
ropäische Solidarität finanzpolitisch 
abzubilden fällt vor diesem Hinter-
grund auch dem Nettozahler Deutsch-
land immer schwerer. Umso gewichti-
ger ist es auch vor dem innerdeutschen 
Rechtfertigungsdruck der Politik ge-
genüber der Öffentlichkeit, nicht nur 
eine möglichst hohe Mitteleffizienz auf 
EU-Ebene zu fordern, sondern gleich-
zeitig möglichst hohe Rückflüsse aus 
dem deutschen EU-Budget durchzu-
setzen. Der Weg dorthin wird jedoch 
differenziert betrachtet. 
Bei den Verhandlungen und der 
Festlegung der deutschen Position zur 
Kohäsionspolitik gab es zwischen den 
Bundesländern und der Bundesregie-
rung eine Diskussion zur inhaltlichen 
Ausrichtung der Strukturpolitik: So-
zioökonomisch stärkere Bundesländer 
wie Baden-Württemberg oder 
Bayern vertraten zusammen mit der 
Bundesregierung bei Bundesratsstel-
lungnahmen die Ansicht, man solle vor 
allem auf die Wettbewerbsfähigkeit 
und auf Wachstumsbranchen setzen. 
Das bedeutet, dass in Wettbewerbs-
regionen innovative und hochgradig 
produktive Unternehmen gefördert 
werden und dabei auch private Inves-
titionen mobilisiert werden sollen. So-
zioökonomisch reichere Bundesländer 
sprechen sich für die Wettbewerbs-
regionen aus, da dieser Ansatz auch 
Maßnahmen zur Nutzung von Infor-
mations- und Kommunikationstechno-
logien (IKT) und der Verstärkung von 
Forschung und technologischer Ent-
wicklung beinhaltet. Die Förderung 
Spiegel der Forschung · Nr. 2/2012 75
Mehrwert Europa
im Rahmen der Wettbewerbsregionen 
ermöglicht es den Bundesländern, 
ihren jeweiligen Wirtschafts- und 
Wissenschaftsstandort international 
attraktiv auszugestalten und Investiti-
onen und Fachkräfte anzuziehen.
Andererseits gab es auf Bun-
desländerebene vor allem der 
sozioökonomisch schwächeren 
sowie fraktionsübergreifend im 
Europäischen Parlament Befürworter 
für die zusätzliche Einführung so ge-
nannter Übergangsregionen. Dabei 
handelt es sich um ein so genanntes 
„Sicherheitsnetz“ für Regionen deren 
BIP 75 bis 90% des Durchschnitts der 
27 EU-Mitgliedsstaaten (EU-27) be-
trägt: Förderfähig sind somit die neuen 
Bundesländer und europaweit gesehen 
durch die Finanzkrise sozioökono-
misch schlechter aufgestellte Regionen 
auch in Frankreich, Spanien und Itali-
en. Dieser Finanztitel soll mit 40 Mrd. 
Euro ausgewiesen werden, was zirka 
10% der für die EU-Kohäsionspolitik 
veranschlagten Gelder bedeutet (Eu-
ropäische Kommission 2011). Zur Be-
rechnung für diese Kategorie werden 
die regionalen BIP-Daten der letzten 
drei verfügbaren Jahre herangezogen. 
Für die Einführung dieser kostspieli-
gen Förderkategorie steht aus Sicht des 
Europäischen Parlaments auch die Ar-
gumentation, dass Regionen die Aus-
wirkungen der Finanzkrise schultern 
müssen, obwohl sie keinen Einfluss auf 
fiskalpolitische Entscheidungen des 
Nationalstaates haben. 
Im Rahmen des ordentlichen Ge-
setzgebungsverfahrens gab es im 
ersten Halbjahr 2012 bei den Ab-
stimmungen positive Voten im feder-
führenden Ausschuss und im Plenum 
des Europäischen Parlaments. Nach 
aktuellem Stand wird die Kategorie 
der Übergangsregionen, mit der ein 
fairer und transparenter Beitrag zur 
europaweiten Solidarität der durch die 
Finanzkrise betroffenen Regionen ge-
leistet wird, in die neue Förderkulisse 
integriert.
In dem veränderten System von För-
derregionen sollen mit Hilfe der Förder-
instrumente Europäischer Fonds für 
Regionale Entwicklung (EFRE) und 
dem Europäischen Sozialfonds (ESF) 
Wachstumsimpulse gesetzt werden bei 
gleichzeitigem Umsetzen von Maß-
nahmen zum Rückgang der teilweise 
sehr hohen (Jugend-) Arbeitslosigkeit. 
Während im EU-27-Durchschnitt die 
Jugendarbeitslosenquote bei 23% 
liegt, ergibt sich für Spanien der Wert 
53% (August 2012, Deutschland: 8 %, 
nach Eurostat 138/2012), bei steigen-
der Tendenz in den letzten Monaten. 
Somit sind Investitionen in Bildung 
und Forschung sowie in die Weiterbil-
dung vorgesehen sowie Maßnahmen 
zur KMU-Förderung z.B. durch unter-
nehmensnahe Dienstleistungen und 
Netzwerkbildung in funktionierenden 
Wirtschaftsbereichen. 
Einen neuen Schwerpunkt bildet 
die Förderung von energetischer 
Gebäudesanierung: Voraussichtlich 
mindestens 20% der Mittel werden 
für Energieeffizienz und erneuerbare 
Energien veranschlagt. Zudem ist eine 
stärkere Fokussierung auf nachhalti-
ge Stadtentwicklung vorgesehen. Die 
Zweckbindung sieht aus Sicht des Eu-
ropäischen Parlaments u.a. vor, beste-
hende Programme zur Förderung des 
Kapazitätsaufbaus und Erfahrungs-
austauschs zu den integrierten Maß-
nahmen für eine nachhaltige Stadtent-
wicklung zu nutzen. Mithilfe dieser 
Förderlinie besteht die Möglichkeit, 
kleinteilige Projekte im Quartiersma-
nagement auch in Metropolstädten 
mit Klimaschutzzielen und somit den 
Europäische Kommission (2011): S. 16 
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Zielen der Europa 2020-Strategie zu 
verbinden (Europäische Kommission 
2011). 
Ein weiterer Vorteil ist, dass 
eine Sockelförderung für den ESF, 
also für beschäftigungsfördernde 
Programme, festgelegt ist. Dies be-
deutet für die beantragenden Stellen 
wie lokalen Beschäftigungsinitiativen 
und Arbeitsvermittlungsagenturen, 
dass konsequent Qualifi zierungspro-
gramme beantragt werden müssen. In 
der Vergangenheit sind diese Förder-
programme z.B. in den neuen Bundes-
ländern nicht komplett ausgeschöpft 
worden, da sie von den beantragenden 
Behörden und Instanzen teilweise als 
zu kompliziert angesehen wurden. 
Grundsätzlich geht es statt eines pas-
siven Anspruchsdenkens der Adressa-
ten bei diesen Programmen um For-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik. 
Mit dieser Sockelförderung wird nun 
an die Eigeninitiative der lokalen und 
regionalen Akteure appelliert, um die 
Schlagkraft von Bildungs- und Ausbil-
dungsangeboten, also vor allem die 
Bekämpfung der Jugendarbeitslosig-
keit und die Wiedereingliederung ju-
gendlicher Arbeitssuchender im Sinne 
der Europa 2020-Strategie zu verbes-
sern. Die Zielgruppe können Existenz-
gründer sein, die über begleitende 
Coaching-Maßnahmen in Beschäfti-




Eine Begründung für die letztendliche 
Durchsetzung der Übergangsregionen 
ist sicherlich die Einführung des neu-
en Finanztitels Connecting Europe 
Facility (CEF) mit 40 Mrd. Euro von 
2014 bis 2020. Im Sinne einer Verbes-
serung der Telekommunikation, Ener-
gie- und Verkehrsinfrastruktur wird 
ein verstärkter grenzüberschreitender 
Ausbau von Energienetzen gefördert. 
Dies dient zum einen dazu, den EU-
Binnenmarkt für Energie bis 2014 zu 
gewährleisten. Zum anderen wird mit 
Infrastruktur in hoher Qualität ein 
Beitrag zu einer energieeffi zienten In-
dustriepolitik geleistet, erneut im Sin-
ne der Europa 2020-Strategie. Konkret 
kann die Verbesserung der Energie-
effi zienz und der Energieversorgungs-
sicherheit durch den Bau und die 
Modernisierung von grenzübergrei-
fenden Transport- und Verteilernetzen 
für Strom, Erdgas und Erdöl sowie der 
Infrastruktur für die  Speicherung von 
Erdgas und Erdöl und der Flüssiggas-
Infrastruktur geleistet werden.
Für Deutschland ist dieser neue 
Finanztitel vorteilhaft, da der Staat 
geographisch zentral gelegen ist und 
somit an der Schnittstelle von vielen 
Transeuropäischen Netzen (TEN) in 
den Bereichen Energie, Verkehr und 
Informations- und Telekommunikati-
onstechnologie liegt. Zu diesen Ver-
kehrskorridoren zählt beispielsweise 
die Binnenwasserstraße von Amster-
dam nach Berlin – über Enschede, 
den Dortmund-Ems-Kanal, den Mit-
tellandkanal, Hannover und Magde-
burg.
Trotz aktueller Bedenken hinsicht-
lich eines gegebenenfalls zu zentra-
listischen Verfahrens der Projektver-
gabe, das über Brüssel abgewickelt 
werden soll, und einer möglichen Vor-
abfestlegung von Trassen kann über 
die Verdichtung eines Politikfelds wie 
der Energiepolitik eine sukzessive 
Vergemeinschaftung entstehen: Das 
Politikfeld Energiepolitik war bis zum 
Vertrag von Lissabon  nationalstaat-
lich ausgerichtet und ist erst seit 2009 
auf europäischer Ebene verankert. Ein 
kooperatives Vorgehen kann  die Ak-
teure motivieren, den europäischen 
Mehrwert zu erkennen und somit den 
vormals hochgehaltenen Souveräni-
tätsgedanken aufzugeben zugunsten 
eines gemeinsamen, also vergemein-
schafteten Vorgehens. 
Ein Vorläufer für strategische In-
vestitionen könnten die im Rahmen 
des Wachstumspakts angedachten 
EU-Projektbonds in Höhe von 4,5 
Mrd. Euro für grenzüberschreitende 
Infrastruktur darstellen. In der Pilot-
phase, von der Europäischen Kommis-
sion Ende Juli 2012 mit einer Laufzeit 
bis Ende 2013 genehmigt, wird die 
Europäische Investitionsbank (EIB) 
als zusätzliches Finanzinstrument 
zur Mobilisierung von Investitionen 
eingesetzt. Somit kommt es bei EU-


















































Zusätzliche Zuweisung für 
Regionen in äußerster Randlage 
und nördliche Regionen
0,9 Mrd. EUR
Connecting Europe Facility für 






INSGESAMT 336 Mrd. EUR
Connecting Europe Facility  
für Verkehr, Energie  
und IKT 40 Mrd. EUR
INSGESAMT  376 Mrd. EUR
* Der Kohäsionsfond wird  
zweckgebunden 10 Milliarden EUR 
für die neue Connecting Europe 
Facility bereitstellen.
 Budget für die Kohäsionspolitik 
nach 2013, aus: Kommission (2011): 
Kohäsionspolitik 2014-2020. Investie-
ren in Wachstum und Beschäftigung, 
S. 14
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der grundsätzlich kleinteilige Ansatz 
der Förderprogramme, bei dem lokale 
und regionale Gebietskörperschaften 
in Querschnittspolitiken wie Umwelt-
schutz, Kultur und Bildung zusammen-
arbeiten. Denkbar ist beim Austausch 
von Best Practise-Ansätzen, dass das 
deutsche Erfolgsmodell dualer Ausbil-
dungssysteme in anderen EU-Staaten 
erprobt wird. 
europa in der welt
Einige transnationale Programme 
agieren an der Schnittstelle zu Staaten 
der Europäischen Nachbarschaftspoli-
tik wie der Ukraine sowie mit Beitritts-
kandidaten wie Kroatien und Serbien. 
Somit wird bei Themen wie Energie-
 netze und Umwelt-
schutz 
Projektbonds zu einer Flexibilität 
hinsichtlich öffentlicher und privater 
Kofi nanzierungsinstrumente: Auf na-
tionaler Budgetbasis nicht realisierba-
re Großprojekte können auf europäi-
scher Ebene durchgeführt werden.
fokus auf territorialen 
Zusammenhalt seit dem Vertrag 
von lissabon
Bis zum Vertrag von Lissabon galten 
der wirtschaftliche und soziale Zu-
sammenhalt als die Hauptachsen der 
EU-Kohäsionspolitik. Seit dem Vertrag 
von Lissabon wird diese aktive Rolle 
beim Abbau von Ungleichgewichten 
und Entwicklungsdefi ziten um die ter-
ritoriale Dimension ergänzt. Nach der 
Aufwertung der territorialen Zu-
sammenarbeit 
Ähnlich ist die Rolle der Gelder in 
Höhe von zirka 16 Mrd. Euro, die im 
Rahmen der Europäischen Nach-
barschaftspolitik (ENI-Programm) 
eingesetzt werden. Dabei geht es um 
Hilfsprogramme zur wirtschaftlichen 
und politischen Annäherung an die 
EU bei gleichzeitigem Unterstrei-
chen der demokratischen Werte und 
„knallharter“ kompromissloser Um-
setzung von Sanktionsmaßnahmen 
(Wirtschaft, Visa-Einschränkungen), 
falls notwendig. Mitgedacht werden 
muss bei diesem Finanztitel der neue 
institutionelle Unterbau für die Koor-
dination der EU-Außenpolitik: Der Eu-
ropäische Auswärtige Dienst (EAD) 
mit Sitz in Brüssel ist seit Anfang 2011 
arbeitsfähig und setzt als Arbeitsstab 
der Hohen Vertreterin der Europäi-
schen Union die externen Politikbe-
reiche der EU wie humanitäre Hilfe, 
Gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik und den Einsatz von 
EU-Sonderbeauftragten um. 
aufbrechen von traditionen bei 
der Gemeinsamen agrarpolitik 
(GaP)?
Die GAP stellt mit 366 Mrd. Euro 
(42%) in der aktuellen Finanzperio-
de den größten Ausgabenbereich dar. 
Das Politikfeld ist in zwei Säulen auf-
geteilt: Während bei der ersten Säule, 
die 80% der Förderungen ausmacht, 
gegenwärtig Subventionen in Form 
von Direktzahlungen und marktbe-
zogenen Ausgaben gewährt werden, 
fallen unter die zweite Säule (20%) 
Förderprogramme im Rahmen des 
Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER).
Bei der GAP zeichnet sich eine Re-
form dahingehend ab, dass statt einer 
reinen Subventionspolitik Zuschüsse 
im Bereich der ersten Säule nur bei 
Eigeninitiative der Benefi zienten und 
mit Umweltaufl agen gekoppelt ge-
währt werden. Zudem kommt es zu 
werden die drei bisherigen Förderlini-
en verstetigt mit einem fortge-führten 
Schwerpunkt zugunsten der grenz-
überschreitenden Kooperation (73%). 
Neben der interregionalen themenori-
entierten Kooperation zwischen Regio-
nen (6%), wird die transnationale, also 
großfl ächige Kooperation (21%) wie 
beispielsweise im Ostseeraum fortge-
setzt (Europäische Kommission 2011). 
Um die Durchführung der Programme 
zu verbessern und entsprechend Ver-
waltungshemmnisse zu reduzieren, 
setzt man auf einen weiteren Ausbau 
des so genannten Europäischen Ver-
bunds für Territoriale Zusammenar-
beit (EVTZ). Das heißt, dass zukünftig 
auch Nicht-EU-Staaten wie z.B. Norwe-
gen im Rahmen der Ostseekooperation 
an diesem prozeduralen Rechtsinst-
rument teilnehmen können. Positiv ist 
eine Solidarität über die Grenzen der 
EU hinweg gezeigt. Dabei wird die 
transnationale Kooperation der Do-
nauanrainer auch im Rahmen des 
Instruments für Heranführungs-
hilfe (IPA, zukünftig mit rund 12,5 
Mrd. Euro) fi nanziert. Gleichzeitig 
leisten diese Programme einen Bei-
trag zur nachhaltigen Umsetzung 
von gutnachbarschaftlichen Bezie-
hungen auf dem Westbalkan und der 
konsequenten Förderung von gutem 
Regierungshandeln. Dies beinhaltet 
die Unterstützung von effektiven Ver-
waltungsstrukturen, von guten Rah-
menbedingungen für ausländische Di-
rektinvestitionen sowie den Rückgang 
der politischen und wirtschaftlichen 
Korruption z.B. durch eine Kooperati-




einer Aufwertung der zweiten Säule, 
also den Programmen zur ländlichen 
Entwicklung mit 90 Mrd. Euro (gut 
30%) (European Commission 2012). 
Der ländliche Raum umfasst 80% der 
EU-27. Daher wurden die „Ökologisie-
rung“ der Direktzahlungen und vor al-
lem die Aufwertung der zweiten Säule, 
also u.a. Maßnahmen zur Erhaltung 
der räumlichen Ausgewogenheit und 
Klimamaßnahmen schon seit länge-
rem gefordert. Die Neuausrichtung 
scheiterte jedoch stets an der Veto - 
position und dem „Juste-retour-
Denken“ Frankreichs: Die Franzosen 
möchten ihre an die EU abzuführen-
den Beträge durch finanzielle Rück-
flüsse über die GAP kompensieren.
Während die französische Regie-
rung diese Forderung grundsätzlich 
bestätigt, scheint eine neue Priorisie-
rung von Zukunftsaufgaben denkbar 
zugunsten der umwelt- und beschäf-
tigungspolitischen Wirksamkeit der 
GAP. Auch das Europäische Parla-
ment, das seit dem Vertrag von Lissa-
nationale Denken und Handeln z.B. 
dadurch gestärkt, dass sie sich für 
Kooperationsformate wie den Ostsee-
raum eingesetzt haben. 
Auch durch interregionale Regionen-
büros in Brüssel, beispielsweise von 
Hessen, Emilia-Romagna, Aquitaine 
und Wielkopolska, kommt es zu einer 
Bündelung der Interessen und gemein-
samen Durchsetzung gegenüber u.a. 
der EU-Kommission und dem Europä-
ischen Parlament. Im günstigsten Fall 
wird dabei ein politisches Nischenthe-
ma gefunden und inhaltlich durch regi-
onale Expertise untermauert. Dies war 
bei den norddeutschen Bundesländern 
bei der Integrierten Meerespolitik der 
Fall. In diesem Fall arbeitet die Europä-
ische Kommission die Reaktionen der 
Bundesländer aus Legitimationsgrün-
den mit in ihre Ausarbeitungen ein.
Denkbar sind auch Allianzen zum 
geplanten Rahmenprogramm für 
Forschung und Innovation „Horizont 
2020“ (in Höhe von 80 Mrd. Euro), 
mit dem das Kernziel der Europa 
2020-Strategie unterstrichen wird, 
dass die EU-Mitgliedstaaten mindes-
tens 3% des BIP für Forschung und 
Entwicklung aufwenden sollen (Euro-
päische Kommission 2010).
Bei den umfassenden Finanzmit-
teln, die im Sinne der „geteilten Mit-
telverwaltung“ überwiegend dezentral 
umgesetzt werden, ist ein verantwor-
tungsvoller Umgang mit den Finanz-
mitteln durch effektiv arbeitende 
Verwaltungsstrukturen auch auf der 
regionalen Ebene zwingend notwen-
dig. Dazu werden möglichst zum  1. Ja-
nuar 2014 Partnerschaftsvereinba-
rungen zwischen der Kommission und 
den Mitgliedstaaten geschlossen. Die 
Verantwortung für die Investitions-
schwerpunkte der EU-Förderprogram-
me liegt in Deutschland nicht prioritär 
bei der nationalen Regierung, sondern 
als Spezifikum eines Föderalstaates 
bei den Bundesländern (Senatsver-
waltung Berlin 2012). Aus diesem 
bon als gleichberechtigter Partner mit 
dem Rat über die GAP entscheidet, 
hebt die große Bedeutung der zweiten 
Säule hervor. 
Es zeigt sich, dass in der anhalten-
den Finanzkrise ein europaweites 
Umdenken möglich ist, bei dem auch 
traditionelle, ausgabenträchtige Titel 
einer Revision hin zu mehr Ressour-
ceneffizienz unterzogen werden.
regionen haben etwas zu 
sagen: Verbindungsbüros und 
Partnerschaftsvereinbarungen
Im Vorfeld der Festlegung der Aus-
gabenschwerpunkte gab es eine von 
der Europäischen Kommission orga-
nisierte öffentliche Konsultation. Dort 
wurde offen unter aktiver Beteiligung 
von deutschen Vertretern aus Bundes-
ländern und EP-Abgeordneten über 
Konzeptionen und Vorschläge auch 
zur EU-Kohäsionspolitik diskutiert. 
Zudem haben deutsche Vertreter im 
Ausschuss der Regionen das trans-
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für die Kohäsionspolitik abgestimmt 
werden. 
Vor dem Hintergrund der Herausfor-
derungen, die sich für alle 27 EU-Staa-
ten aus der lang anhaltenden Finanz- 
und Wirtschaftskrise ergeben, sowie 
der Durchführungsbestimmungen 
des Stabilitäts- und Wachstumspaktes 
wird das Einnahmesystem verhandelt. 
Da Deutschland als unverändert größ-
ter Nettozahler 20% zum EU-Finanz-
rahmen beiträgt, hat es, wie zuvor 
aufgezeigt, ein besonderes Interesse 
an einer sinnvollen Begrenzung der 
Gesamtausgaben.
Um die Entscheidung über den 
Mehrjährigen Finanzrahmen  zu ver-
einfachen, hat die Europäische Kom-
mission als „Bonbon“ für die Netto-
zahler den Vorschlag vorgelegt , dass 
schrieben. Die Kohäsionspolitik als 
ausgewiesene Querschnittspolitik ver-
schreibt sich etlicher dieser bereichs-
übergreifenden Grundsätze. 
einnahmen 
Mit Stand Herbst 2012 ist zu sagen, 
dass alle inhaltlichen Vorarbeiten 
und Quotierungen sowie mögliche 
geographische Geltungsbereiche auf 
einem noch nicht verabschiedeten EU-
Finanzrahmen beruhen. Der Verhand-
lungsmarathon, bei dem es hauptsäch-
lich darum geht, was die einzelnen 
EU-Mitgliedstaaten beitragen und he-
rausbekommen, wird sich erfahrungs-
gemäß noch bis in die erste Hälfte 2013 
hinziehen. Erst dann kann über die 
inhaltlichen Verordnungsvorschläge 
Grund ist eine gute so genannte „Eu-
ropafähigkeit“ auch der regionalen 
und lokalen Verwaltungsbehörden 
notwendig. Entsprechend qualifizierte 
Akteure können qualitativ hochwertige 
EU-Förderprogramme im Sinne einer 
Mehrebenen-Governance planen und 
durchführen. Das Europäische Parla-
ment vertritt demzufolge den Stand-
punkt, dass europaweit regionale und 
lokale Behörden in allen Planungspha-
sen in den politischen Prozess einbezo-
gen werden sollen. 
Zur „geteilten Mittelverantwortung“ 
gehört auch, dass Verwaltungsbehör-
den bereits bei der Planung detailliert 
angeben müssen, welche Ziele mit dem 
jeweiligen Förderprogramm erreicht 
werden sollen. Diese vorab festgeleg-
ten Zielmarken werden abschließend 
von unabhängigen Behörden geprüft. 
Wenn eine Förderregion z.B. EFRE-
Unterstützung für Informations- und 
Kommunikationstechnologie erhält, 
muss abschließend die Anzahl der 
Personen, die Breitbandzugang mit 
mindestens 30 MBit/s haben, trans-
parent gemacht werden. Ähnliches 
gilt z.B. für die Stadtentwicklung: Hier 
muss die Personenzahl mitgeteilt wer-
den, die in Gebieten mit integrierten 
Stadtentwicklungsstrategien lebt.
Die Ausgestaltung und Umsetzung 
der Kohäsionspolitik geschieht nicht 
zuletzt mit Blick auf die ebenfalls neu 
im Vertrag von Lissabon aufgenomme-
nen Querschnittsklauseln (Art.  9 ff. 
AEUV) und Aspekte der Grund-
rechtecharta: So sind die nachhalti-
ge Entwicklung, der Umweltschutz, 
soziale Aspekte, Gleichstellung von 
Mann und Frau sowie das Recht auf 
ordnungsgemäße Verwaltung festge-
Förderung von Erneuerbaren 
Energien/Windradentwicklung, The 





In welchem Rahmen soll eine euro-
paweite Solidarität greifen? Deutlich 
wurde, dass es bei der Ausgestaltung 
des EU-Finanzrahmens nicht um eine 
Transferunion geht, also nicht um das 
Schaffen von starren Abhängigkeits-
verhältnissen; vielmehr geht es bei der 
Umsetzung der EU-Ziele Wachstum 
und Beschäftigung um die diverse Un-
terstützung von Eigeninitiativen und 
Innovationsstrategien vor allem auf re-
gionaler Ebene. Bei den Querschnitts-
politiken steht somit die Förderung der 
europäischen Wettbewerbsfähigkeit 
unter Berücksichtigung von Aspekten 
der wirtschaftspolitischen Steuerung 
im Vordergrund. Dabei werden struk-
turelle Differenzen, also spezifische 
wirtschaftliche und soziale Problem-
lagen sowie territoriale Besonderhei-
ten berücksichtigt: Im ordentlichen 
Mitent scheidungsverfahren hat sich 
das Europäische Parlament nachhaltig 
für die neue Förderkategorie der Über-
gangsregionen eingesetzt.
Spätestens im ersten Halbjahr 2013 
müssen die Mitgliedstaaten unter iri-
scher Ratspräsidentschaft eine Eini-
gung über die Finanztitel finden. Diese 
einstimmige Verabschiedung des MFR 
ermöglicht in der EU-Kohäsionspolitik 
den unterzeichnenden nationalen und 
vor allem regionalen Behörden der 
Partnerschaftsvereinbarungen die 
konkrete Ausgestaltung der jeweiligen 
strategischen Investitionsschwerpunk-
te für die folgenden sieben Jahre auf 
der Grundlage von belastbaren Zahlen. 
Gerade bei sektoralen und territorialen 
Querschnittspolitiken wie der Kohäsi-
onspolitik, der Gemeinsamen Agrar-
politik, aber auch der Energiepolitik ist 
es bei einem koordinierten Planungs-
prozess wichtig, dass die beteiligten 
Akteure den europäischen Mehrwert 
herausstellen und vermitteln. Nur dann 
kann das Grundanliegen der Finanzie-
rung durch die EU begründet werden, 
nämlich durch die Verwirklichung von 
gemeinsam vereinbarten EU-Zielen ei-
nen Beitrag zur Verbesserung der Le-
der EU-Haushalt, gemessen an sei-
nem Anteil am Bruttonationaleinkom-
men (BNE) der EU-Staaten nach 2014 
durchschnittlich nur noch 1,08 % be-
tragen soll (2013: 1,12 %) (European 
Commission 2012). Zum Vergleich: 
Diese von den Mitgliedstaaten abzu-
führenden Beträge sind nur ein Fünf-
zigstel von dem, was einzelne EU-Mit-
gliedstaaten ausgeben.
Zudem schlägt die Europäische 
Kommission vor, die Beiträge der Mit-
gliedsländer u.a. durch eine neu ein-
zuführende Finanztransaktionsteuer 
zu verringern. Nach Berechnungen 
des für Haushaltsfragen zuständigen 
polnischen EU-Kommissars Janusz 
Lewandowski werden mit Hilfe der Fi-
nanztransaktionssteuer Mehreinnah-
men von jährlich 54 Mrd. Euro für den 
EU-Haushalt projektiert. 
In der aktuellen Förderperiode hat-
ten einige Staaten Probleme mit der 
notwendigen Kofinanzierung von EU-
Förderprogrammen: Während die Ko-
finanzierungsquoten je nach Förder-
region zwischen 50 und 85% liegen, 
konnte z.B. Griechenland nicht alle 
Gelder der Kohäsionspolitik abrufen. 
Um einer zukünftigen Überlastung 
der nationalen Haushalte vorzubeu-
gen, wird die maximale Obergrenze 
pro Staat von derzeit 3,79 % auf vor-
aussichtlich 2,5 % des BNE herabge-
setzt. Insgesamt werden durch diesen 
Mechanismus die Nettozahler der EU 
entlastet und der Rahmen der Gesamt-
finanzen wird begrenzt.
solidargemeinschaft der eu-27: 
ja; transfergemeinschaft: nein
Bei der Neuordnung der EU-Finanzen 
und der damit verbundenen Investi-
tionsprioritäten geht es um globale He-
rausforderungen und das Besetzen von 
neuen Themen, die wie beispielsweise 
die Energiepolitik seit dem Vertrag von 
Lissabon auf der EU-Agenda stehen. 
Gleichzeitig geht es um die politische 
Gewichtung von Ausgabenbereichen: 
bensqualitäten der Bürgerinnen und 
Bürger zu leisten. •
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